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Schul- und Sportausschuss, 10.06.2008, TOP B 6 
 
Sachverhalt: 
 

Der Beirat für Behindertenfragen hat am 26.11.2008 den beigefügten Beschluss gefasst. Insbe-
sondere zu Ziff. 1 des Beschlusses gibt das Amt für Schule mit dieser Informationsvorlage den 
gewünschten Sachstandsbericht. 
 
Die Mitteilung des Amtes für Schule vom 04.11.2008 an den Beirat für Behindertenfragen und den 
Schul- und Sportausschuss gibt den aktuellen Sachstand zum Beschluss des Beirats für Behin-
dertenfragen vom 21.11.2007 und der Ergänzung vom 12.03.2008 wieder. Dabei geht es insbe-
sondere um den Ausbau des gemeinsamen Unterrichts in drei von acht grundsätzlich interessier-
ten Grundschulen. Dadurch kann die Zahl der GU-Plätze in Grundschulen bereits zum Schuljahr 
2009/10 erheblich erhöht werden. 
 
„Längeres gemeinsames Lernen“ in weiterführenden Schulen ist in Bielefeld unter Berücksichti-
gung der jeweiligen Personal- und Sachausstattung der Schulen in Form des gemeinsamen Un-
terrichts in der Martin-Niemöller-Gesamtschule, in der Gesamtschule Stieghorst und in Form von 
sog. Einzelintegrationsmaßnahmen in anderen weiterführenden Schulen möglich.  
 
Diese Angebote entsprechen den geltenden schulgesetzlichen Regelungen zur Beschulung be-
hinderter Kinder (§§ 19 und 20 SchulG NRW). Die Stadt Bielefeld erfüllt dadurch ihre Verpflich-
tung nach § 78 Abs. 4 SchulG.  
Veränderungen bei der Beschulung behinderter Kinder bzw. von Kindern mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf bedürfen vor allem einer entsprechenden Personal- und Sachausstattung in 
den jeweiligen Schulen und sind aus Sicht der Verwaltung unter Berücksichtigung der zum Schul-
jahr 2008/09 begonnenen landesweiten Erprobung von Kompetenzzentren für sonderpädagogi-
sche Förderung erst nach erfolgreichem Abschluss der dreijährigen Pilotphase im Rahmen der 
dann für NRW geltenden schulrechtlichen Bestimmungen möglich.  
 
Das Übereinkommen der Vereinten Nationen vom 13.09.2006 über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen muss noch vom Bundestag ratifiziert werden. Ein entsprechender Gesetzentwurf 
ist am 17.10.2008 in den Bundesrat und am 08.11.2008 in den Bundestag eingebracht, aber bis-
her nicht verabschiedet worden. Der Gesetzentwurf ist dieser Informationsvorlage beigefügt. Die 



  
UN-Konvention ist erst nach der Entscheidung von Bundesrat und Bundestag nationales Recht. 
Inwieweit die Regelungen zum Bereich „Bildung“ in Art. 24 der UN-Konvention zu konkreten Ver-
änderungen im föderalen Schulrecht der Bundesländer führen, bleibt abzuwarten. 
 
Unter www.bundestag.de ist aus der öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Arbeit und So-
ziales am Montag, 24.11.2008, folgendes veröffentlicht:  
 
 
Ja zur UN-Konvention über die Rechte behinderter Menschen 
Sachverständige sehen aber noch Handlungsbedarf in Deutschland  
 
Weitgehend begrüßt haben Sachverständige den Gesetzentwurf der Bundesregierung zum Über-
einkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen. Es hieß, 
in der Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen würden behindertenpolitische Emp-
fehlungen mit dem Ziel gegeben, dass Menschen mit Behinderung an der Gesellschaft voll teilha-
ben können. 
 
Leitbild und Vision für eine moderne Behindertenpolitik 
Dem Bekenntnis zur Konvention müssten nun allerdings auch Taten folgen, so die Experten. 
Skepsis äußerte die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, die vor einer "Über-
reglementierung mit kontraproduktiven Ergebnissen“ warnte. 
Der Sozialverband VdK Deutschland forderte Bundesregierung und Parlament auf, die Konventi-
on, die "Leitbild und Vision für eine moderne Behindertenpolitik“ sein könne, ohne Interpretations-
erklärungen oder Vorbehalte zu ratifizieren. Trotz eines differenzierten Behindertenrechts habe 
Deutschland die Vorgaben "mitnichten bereits umgesetzt“. 
 
Anforderungen an einen gesellschaftlichen Lernprozess 
Wie andere Sachverständige, so äußerte auch der VdK Kritik an der Übersetzung der Konvention. 
So werde "inclusion“ mit "Integration“ übersetzt, was besonders schwerwiegend sei, da damit ge-
gensätzliche Ansätze verbunden seien. Der Paritätische Gesamtverband begrüßte insbesondere 
die in der Konvention enthaltene Pflicht der Bundesregierung, über den Stand der Entwicklung zu 
berichten. Dies könne den kritischen Blick auf praktische Umsetzungsprobleme schärfen und als 
Chance für notwendige Veränderungsprozesse gesehen werden. 
Als "Meilenstein“ für den Menschenrechtsschutz bezeichnete das Deutsche Institut für Menschen-
rechte die Konvention. Sie stelle jedoch weitreichende Anforderungen an einen gesellschaftlichen 
Lernprozess, der die Chance mit sich bringe, zur Humanisierung der Gesellschaft als Ganzes bei-
zutragen. 
 
Probleme im Bildungsbereich 
Rechtlichen Regelungsbedarf sah Klaus Lachwitz von der Bundesvereinigung Lebenshilfe. Arti-
kel 24 der Konvention schreibe fest, dass jeder Mensch mit Behinderung geschäftsfähig sei. In 
Deutschland würden derzeit jedoch per Gesetz Handlungen von nicht geschäftsfähigen Personen 
für "null und nichtig“ erklärt. 
Auf Probleme im Bildungsbereich verwies Prof. Dr. Jutta Schöler aus Berlin hin. So werde Eltern 
von Kindern mit Behinderungen in zahlreichen Landkreisen kein einziges wohnortnahes Angebot 
einer Integrationskindertagestätte oder -schule gemacht. 
 
Kritik am Prinzip der Förderschule 
Zudem sei die Entscheidung über den Förderort eines Kindes mit Behinderung in Deutschland 
eine Verwaltungsentscheidung. Auch gegen den Willen der Eltern sei die Zuweisung zu einer För-
der- oder Sonderschule möglich. Dies stelle einen gravierenden Eingriff in das Elterrecht dar, der 
"aus keinem anderen Staat bekannt ist“. 
Auch Ottmar Miles-Paul, Beauftragter für die Belange behinderter Menschen in Rheinland-Pfalz 
kritisierte das Prinzip der Förderschule. Derartige Extrabehandlungen sorgten bei Kindern für den 
Verlust des Kontakts zur Nachbarschaft. Gebraucht werde mehr Gemeinsamkeit - eine soziale 
Inklusion, wie es die UN-Konvention fordere. 



 
Vereinbarkeit mit deutschem Recht prüfen 
Die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände regte hingegen an, das Ratifizie-
rungsverfahren auszusetzen, bis ein Prüfbericht der Bundesregierung über die Vereinbarkeit des 
UN-Übereinkommens mit dem deutschen Recht vorliegt. Angesichts des in Deutschland beste-
henden hohen Standards des Schutzes von Behinderten gibt es aus Sicht der Arbeitgeberverände 
keinen Grund zur übereilten Ratifikation des Übereinkommens. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dr. Pohle 
Erster Beigeordneter 

 

 



  
 
STADT BIELEFELD Sitzung 
- Beirat für Behindertenfragen - Nr. 42/2009 
 

Auszug aus der noch nicht unterschriebenen 
Niederschrift über die Sitzung 
am 26.11.2008 
 
Antrag an den Schulausschuss 
Frau Röder berichtete aus dem Schul- und Sportaussschuss, und liest die Mit-
teilung des Schulamtes vom 04.11.2008 vor.  
 
B e s c h l u s s :  
 

1) Der Beirat für Behindertenfragen fordert die Verwaltung auf,  zum 
Stand seines Antrages vom 21.11.2007, und der Ergänzung vom 
12.03.2008,  „Berücksichtigung „inklusiver Bildung“ in der Schul-
entwicklungsplanung“, zu berichten. 

 
2) Nach erfolgtem Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zur UN-

Konvention über die Rechte behinderter Menschen fordert der Bei-
rat für Behindertenfragen unter Verweis auf Artikel 24 der Konven-
tion um die Behandlung seines Antrages.  

 
Begründung: 
 
Der Beirat ist dabei der Auffassung, dass Bielefeld als ausgewie-
sene Stadt gelungener Ansätze der Integration behinderter Men-
schen auch hier mit Blick auf die genannte Konvention beispielhaft 
Zeichen setzen sollte.  Die erkennbare Bereitschaft einzelner Schu-
len hier ein verstärktes Engagement zu entwickeln,  bedarf einer 
grundsätzlichen Positionierung des Schulträgers, aus der heraus 
konkrete Einzelmaßnahmen entwickelt werden können. 
Der Beirat für Behindertenfragen verweist in diesem Zusammen-
hang auch auf den geltenden Behindertenhilfeplan der Stadt, der 
seinerseits eine integrative Beschulung als weiter zu entwickeln-
des Ziel der Schullandschaft empfiehlt. 

 
 
- einstimmig beschlossen - 
 
* Beirat für Behindertenfragen - 26.11.2008 - öffentlich - TOP 5.1 * 
 
 



 



  

 



 
 

 



  
Auszug 
aus der UN-Konvention vom 13.12.2006 über die Rechte behinderter Menschern 
 

 



 
 
 
 
 
 
 
 


